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* Die Darstellung der Parteien beginnt mit den Regierungsparteien im aktuellen Bundestag nach Anzahl der Sitze (SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, FDP), gefolgt von den weiteren Parteien im 
aktuellen Bundestag nach Anzahl der Sitze. 

** Aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen lagen die finalen Wahlprogramme teilweise sehr kurzfristig vor. FidAR hat sich um größtmögliche Aktualität und um größtmögliche Sorgfalt bei der 
Auswahl und Wiedergabe der Textstellen bemüht, haftet allerdings nicht für die Aktualität, Vollständigkeit und Richtigkeit. Der Link zum jeweiligen Wahlprogramm(-Entwurf) und jeweilige Seiten-
angaben (bzw. Kapitelangaben bei DIE LINKE) zu den Textstellen machen nachvollziehbar, welche Fassung des Wahlprogramms und welche Textstellen einbezogen wurden. 
 

Link zum 
Wahlpro-
gramm** 

Wahlprogramm 
https://www.spd.de/filead
min/Dokumente/Beschlu-
esse/Pro-
gramm/2025_SPD_Re-
gierungsprogramm.pdf 

ENTWURF Wahlpro-
gramm 
https://cms.gruene.de/upl
oads/as-
sets/20241216_BTW25_
Programment-
wurf_DINA4_digital.pdf 

ENTWURF Wahlpro-
gramm 
https://www.fdp.de/si-
tes/default/files/2024-
12/fdp-wahlpro-
gramm_2025.pdf 

Wahlprogramm 
https://www.cdu.de/app/u
ploads/2025/01/km_btw_
2025_wahlpro-
gramm_langfassung_an-
sicht.pdf  

ENTWURF Wahlpro-
gramm 
https://www.afd.de/wp-
content/uplo-
ads/2024/11/Leitantrag-
Bundestagswahlpro-
gramm-2025.pdf 

Wahlprogramm 
https://www.die-
linke.de/bundestags-
wahl-2025/wahlpro-
gramm/ 

Wahlprogramm 
https://bsw-vg.de/ 

Zentrale 
Aussage 
der Pro-
gramme 

47: Wir wollen Frau-
enrechte und Gleich-
stellung bis 2030 
verwirklichen. 

51: Eine gerechte Ge-
sellschaft ermöglicht 
allen Menschen, un-
abhängig vom Ge-
schlecht, ein selbst-
bestimmtes Leben. 
Feminismus und der 
Einsatz für Frauen-
rechte sind dafür es-
senziell. Nur wenn 
Diskriminierung, Se-
xismus und Frauen-
feindlichkeit konse-
quent bekämpft wer-
den, können Frauen 
alle Chancen nutzen. 

64: Gleichberechti-
gung macht Gesell-
schaften friedlicher, 
gerechter, resilienter 
und wirtschaftlich er-
folgreicher. 

28: Im Hinblick auf die 
Gleichberechtigung 
von Frauen stellen wir 
fest, dass es noch 
immer Benachteili-
gungen gibt, die wir 
nicht akzeptieren kön-
nen. […] Das muss 
sich ändern. 

54: Bekenntnis zu un-
seren Werten. Wer 
sich für unser Land 
entscheidet, entschei-
det sich auch für seine 
Werte und unsere frei-
heitliche Demokratie. 
Wir verlangen ein kla-
res Bekenntnis zu 
Freiheit, Gleichbe-
rechtigung, Demo-
kratie und Rechts-
staat. 

65: In unserem Land 
hat sich jedoch eine 
politische Klasse 
herausgebildet, die 
[…] zerstört die sozi-
ale und kulturelle 
Zukunft unseres Vol-
kes, unsere Wirtschaft 
[…]. Instrumente der 
Zerstörung sind […] 
Diversität und ver-
meintliche „Gender-
gerechtigkeit“. 

65: Staaten […] wir-
ken darauf hin, die 
Bürger- und Freiheits-
rechte systematisch 
einzuschränken. Dazu 
zählen z.B. die Klima-
folgenforschung, Ge-
schlechterforschung 
und Pandemiefor-
schung. 

K14: Wir verstehen 
uns als sozialistische 
und feministische 
Partei und streben die 
umfassende Gleich-
stellung aller Ge-
schlechter an. Unser 
Ziel ist die gerechte 
Umverteilung von un-
bezahlter und bezahl-
ter Arbeit, von Haus- 
und Erwerbsarbeit so-
wie von sozialen, po-
litischen, kulturellen 
und ökonomischen 
Machtressourcen 
zwischen allen Ge-
schlechtern. Das be-
deutet für uns Ge-
schlechtergerechtig-
keit. 

33: Die Gleichberech-
tigung von Frauen 
und Männern ist in un-
serem Grundgesetz 
in Artikel 3 verankert. 
[…] Sie haben den 
gesetzlichen An-
spruch auf gleiche 
Teilhabe und gleiche 
Entwicklungschan-
cen […]. 
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Zusammenfassung pro Handlungsfeld *** 

 

FüPo-Gesetz  Weiterentwicklung FüPo-
Gesetz 

Weiterentwicklung FüPo-
Gesetz 

K.A. K.A. Ablehnung Quotenrege-
lungen 

K.A. K.A. 

Frauen in 
Führungspo-
sitionen  

Paritätsgesetz K.A. K.A. K.A. Ablehnung Quotenrege-
lungen 

Paritätsgesetz K.A. 

Gleichstellungsförderung 
Wissenschaft 

Gleichstellungsförderung 
Wissenschaft 

K.A. K.A. K.A. Gleichstellungsförderung 
Wissenschaft 

K.A. 

K.A. Gleichstellungsförderung 
Gründerinnen 

Gleichstellungsförderung 
Gründerinnen 

Gleichstellungsförderung 
Gründerinnen 

K.A. K.A. K.A. 

 Gleichstellungsförderung 
Führungspositionen – 
Aussage zu Unterreprä-
sentation von Frauen 

Gleichstellungsförderung 
Führungspositionen, 
Aussage zu fehlender 
Chancengleichheit beim 
beruflichen Aufstieg von 
Frauen 

   Gleichstellungsförderung 
Führungspositionen – 
Aussage zu Unterreprä-
sentation von Frauen 

Entgelt-
gleichheit 
und gleiche 
Arbeitsbedin-
gungen 

Umsetzung EU-Richtlinie 
Lohngerechtigkeitsge-
setz 

Umsetzung EU-Richtlinie K.A. K.A. K.A. Weiterentwicklung Ent-
gelttransparenz- zu Ent-
geltgleichheitsgesetz 
Verbandsklagerecht 

K.A. 

Reform Ehegattensplit-
ting 

Reform Ehegattensplit-
ting 

Reform Ehegattensplit-
ting 

Erhalt Ehegattensplitting Ausweitung Ehegatten- 
auf Familiensplitting 

Reform Ehegattensplit-
ting 

K.A. 

Aufwertung/Absicherung 
frauendominierte Berufe 

Aufwertung/Absicherung 
frauendominierte Berufe 

K.A. K.A. K.A. Aufwertung/Absicherung 
frauendominierte Berufe 

K.A. 

Minijobs mit sozialer Ab-
sicherung und nicht als 
dauerhafte reguläre Be-
schäftigung 

Minijobs mit sozialer Ab-
sicherung und nicht als 
dauerhafte reguläre Be-
schäftigung 

K.A. K.A. K.A. K.A. Minijobs mit sozialer Ab-
sicherung und nicht als 
dauerhafte reguläre Be-
schäftigung 

Ausgleich Rentennach-
teile 

Ausgleich Rentennach-
teile 

Ausgleich Rentennach-
teile 

K.A. K.A. Ausgleich Rentennach-
teile 

Ausgleich Rentennach-
teile 

Gewalthilfe 
und Gewalt-
schutz 

Umsetzung Istanbul-
Konvention 

Verschärfung Gewalt-
schutzgesetz 

Umsetzung Istanbul-
Konvention 

Bedarfsgerechte Finan-
zierung von Frauenhaus-
plätzen durch Länder 
und Kommunen 

Stärkung Frauenhäuser 

Verschärfung Gewalt-
schutzgesetz 

K.A. Umsetzung Istanbul-
Konvention 
bedarfsgerechte Finan-
zierung von Schutz und 
Beratung für Frauen/ ihre 

Ausbau Gewaltschutz- 
und Hilfesysteme 
Finanzierung Frauen-
häuser durch Bund 
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*** Die ausgewählten Handlungsfelder entsprechen den Zielen von FidAR, die Parität in den Führungspositionen der Wirtschaft zu erreichen. Damit eng verbunden sind die weiteren aufgeführten 

Handlungsfelder, die Auswirkungen auf Gleichstellung in der Arbeitswelt haben, wie Entgeltgleichheit und Gewalthilfe/ Gewaltschutz sowie die übergreifenden Strategien zur Umsetzung von 

Gleichstellung im Regierungshandeln der Bundesverwaltung. Die Inhalte der Wahlprogramme zu anderen gleichstellungspolitischen und ebenso höchst relevanten Handlungsfeldern (u.a. Sorge-

arbeit bzw. Vereinbarkeit, Schwangerschaftsabbruch, Gesundheit, Sport, Außenpolitik, Sicherheitspolitik, Entwicklungspolitik) wurden von FidAR nicht untersucht. 

 

  

Kinder (u.a. Frauenhäu-
ser) 
Anpassung Gewalt-
schutzgesetz 

Strafverschärfung bei se-
xualisierter Gewalt und 
(sexueller) Belästigung 

Ausweitung Schutz/Hilfe 
bei sexualisierter Gewalt 

K.A. Strafverschärfung bei se-
xualisierter Gewalt und 
(sexueller) Belästigung 

 

K.A. Ausweitung und Ver-
schärfung von (gesetzli-
chen) Maßnahmen ge-
gen sexualisierte Gewalt 
und (sexuelle) Belästi-
gung 

Gewaltprävention 

    Verschärfung von ge-
setzlichen Maßnahmen 
gegen „Ausländerkrimi-
nalität“ bzgl. Gewalt- und 
Sexualdelikten 

 Selbstbestimmungsge-
setz als Gefährdung 
frauenspezifischer 
(Schutz-) Räume 

Übergrei-
fende Gleich-
stellungs-
strategien 
(inkl. Gender 
Budgeting) 

Gender Mainstreaming/ 
ressortübergreifende 
Gleichstellungs-Strategie 

Gleichstellungsfolgenab-
schätzung (inkl. des Bun-
deshaushalts) 

K.A. K.A. K.A. K.A. ressortübergreifende 
Gleichstellungs-Strategie 

Gleichstellungsfolgenab-
schätzung neuer Ge-
setze 

K.A. 

Erweiterung GG Art. 3 Erweiterung GG Art. 3 Erweiterung GG Art. 3 K.A. K.A. Erweiterung GG Art. 3 K.A. 

 Verweis auf den gesamt-
gesellschaftlichen Nut-
zen von Gleichberechti-
gung und Frauenpolitik 
als Priorität 

Verweis auf Gleichbe-
handlung als Teil des 
Demokratieverständnis-
ses 

Abschaffung von 
Gendersprache im öf-
fentlichen Raum 

Verbot gendergerechter 
Sprache in öffentlichen 
Einrichtungen 

Rein finanzielle „aktive 
Familienpolitik“ zur Ge-
burtenmaximierung; 
Zweigeschlechtlichkeits- 
und Differenzperspektive 
auf Frauen/Männer als 
gegenseitige Ergänzung 

 Verweis auf gesetzlichen 
Anspruch gemäß Grund-
gesetz Art. 3 
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Einzelne Handlungsfelder 

 

FüPo-Gesetz 42: Unser Ziel bleibt die 
gleichberechtigte Teil-
habe von Frauen in Füh-
rungspositionen. Dazu 
werden wir das Füh-
rungspositionen-Ge-
setz weiterentwickeln 
mit dem Ziel, bis 2030 
Parität in Aufsichtsräten 
und Vorständen zu errei-
chen. Als nächsten 
Schritt streben wir ein 
Gleichstellungsgesetz 
für die Privatwirtschaft 
an. 

52: Wir sind daher für 
Frauenquoten in Auf-
sichtsräten und Vor-
ständen von großen Un-
ternehmen. Die bereits 
bestehenden Regelun-
gen wollen wir weiter-
entwickeln und stärken, 
wo sie sich als nicht als 
effektiv genug erweisen. 

  68: Quotenregelungen 
sind abzulehnen. […] 
Dies gilt auch für die Ge-
schäftsführungen aller 
Unternehmen, die von 
der öffentlichen Hand 
beherrscht werden. 

  

Frauen in 
Führungspo-
sitionen 

42: Die Zeit für Parität ist 
jetzt – es müssen mehr 
Frauen in Parlamente. 
Dafür werden wir ein Pa-
ritätsgesetz auf den 
Weg bringen, das bei 
Wahlen die paritätische 
Vertretung von Frauen 
und Männern im Deut-
schen Bundestag bei Lis-
ten- und Direktmanda-
ten sicherstellt. 50/50 ist 
unser Standard in allen 
Parlamenten und an al-
len Kabinettstischen 

8: Wir werden die Ar-
beitsbedingungen in der 
Wissenschaft durch die 
Förderung planbarer 
Karrierewege, insbeson-
dere zur Verwirklichung 

51: Frauen machen über 
die Hälfte der Bevölke-
rung aus, sind aber noch 
weit von der Hälfte der 
wirtschaftlichen und 
politischen Macht ent-
fernt – in Führungsposi-
tionen, in Wirtschaft und 
Gesellschaft, aber auch 
in Parlamenten & Kom-
munalvertretungen. 

37: Wir wollen Frauen in 
der Wissenschaft ge-
zielt fördern und Macht-
missbrauch und Diskrimi-
nierung entgegenwirken. 

13: Wir wollen Gründun-
gen in ihrer Vielfalt un-
terstützen. Dafür geben 
wir insbesondere Grün-

29: Um den Anteil von 
Gründerinnen zu erhö-
hen, begeistern wir ins-
besondere Mädchen in 
der Schule in MINT-Fä-
chern und für Entrepre-
neurship-Education und 
erleichtern Frauen den 
Zugang zu Venture Capi-
tal Fonds staatlicher För-
derbanken. 

28: Auch im Hinblick auf 
den beruflichen Auf-
stieg bestehen noch 
nicht gleiche Chancen. 

26: Unser Ziel ist auch, 
dass mehr Frauen mit 
innovativen Unterneh-
mensgründungen unser 
Land nach vorne brin-
gen. 

11: Und überall und mit-
tendrin: fleißige Arbeit-
nehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die unser 
Land am Laufen halten, 
kreative Erfinder, exzel-
lente Ingenieure und 
Landwirte, die uns mit 
hochwertigen Lebensmit-
teln versorgen. 

68: Öffentliche Ämter, 
Beamten- und Richter-
stellen sind ausschließ-
lich nach „Eignung, Befä-
higung und fachlicher 
Leistung” zu vergeben 
(Art. 33 Abs. 2 GG), 
Quotenregelungen sind 
abzulehnen. Grundsätze 
der fachlichen Eignung 
und beruflichen Qualifi-
kation haben auch für 
das Spitzenpersonal 
des Staates zu gelten. 

K14: Wir halten an der 
Forderung nach politi-
scher Parität fest. Wir 
setzen uns für eine Re-
gelung im Wahlrecht 
ein, wonach 50 Prozent 
der Listenplätze und 
Mandate bei öffentlichen 
Wahlen auf Frauen ent-
fallen müssen. 

K10: Das Professorin-
nenprogramm soll zu ei-
nem Programm für die 
Förderung von Frauen 
auf allen Karrierestufen 
weiterentwickelt werden. 

33: Aber in der Realität 
sind Frauen nach wie vor 
in vielfältiger Weise be-
nachteiligt. Sie sind in 
vielen Bereichen und vor 
allem auf höheren Funk-
tionsebenen unterreprä-
sentiert. 
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von Gleichstellung, ver-
bessern. 

derinnen und nachhalti-
gen Start-ups einen 
Booster, etwa durch ver-
besserte Finanzierungs-
angebote. 

Entgelt-
gleichheit 
und gleiche-
Arbeitsbedin-
gungen 

11: Gleicher Lohn für 
gleiche und gleichwer-
tige Arbeit ist unsere 
Antwort auf den immer 
noch existenten Gender 
Pay Gap. 

20: Wir wollen die Unge-
rechtigkeit beenden, 
dass Frauen immer noch 
weniger verdienen als 
Männer, und deswegen 
die EU-Entgelttranspa-
renzrichtlinie bis 2026 
in nationales Recht um-
setzen. 

20: Wir werden das deut-
sche Entgelttransparenz-
gesetz zu einem wirksa-
men Lohngerechtigkeits-
gesetz weiterentwickeln. 

32: Gleicher Lohn für 
gleiche und gleichwertige 
Arbeit: Dieser Slogan 
wird Wirklichkeit, wenn 
Frauen ihr Recht auf 
gleiche Bezahlung auch 
in der Praxis umsetzen 
können. Deshalb werden 
wir die EU-Entgelttrans-
parenzrichtlinie zügig 
und vollständig umset-
zen. Wir wollen die Re-
geln verbindlicher und 
besser einklagbar ma-
chen und dadurch 
Gleichstellung wirksam 
voranbringen. 

   K7: Das Entgelttranspa-
renzgesetz muss ein 
Entgeltgleichheitsge-
setz werden, um gleiche 
Bezahlung für gleich-
wertige Arbeit durchzu-
setzen. Es soll Unterneh-
men auch dazu verpflich-
ten, bestehende Unge-
rechtigkeiten in der Be-
wertung von Arbeit 
schrittweise und bran-
chenübergreifend abzu-
bauen […]. 

K7: Gewerkschaften 
brauchen ein Verbands-
klagerecht, damit Be-
troffene nicht allein kla-
gen müssen. 

 

23: Wir wollen die Be-
steuerung von Familien 
unter Berücksichtigung 
bereits getroffener Le-
bensentscheidungen re-
formieren, für Paarfami-
lien eine gerechtere Ver-
teilung der Steuerlast er-
reichen […]. Die bereits 
eingeleitete Überführung 
der Steuerklassen-Kom-
bination III/V in das Fak-
torverfahren der Steu-
erklasse IV wollen wir 
daher schnellstmöglich 
umsetzen. 

11: In der jetzigen Form 
stellt das Ehegatten-
splitting ein Erwerbshin-
dernis für Frauen dar. 
Deshalb wollen wir es 
grundlegend geschlech-
tergerecht reformieren, 
indem wir für Neuehen 
eine individuelle Besteu-
erung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag einfüh-
ren. Für bestehende 
Ehen ändert sich nichts 

29: Die ökonomische 
Freiheit von Frauen stär-
ken wir durch bessere 
steuerliche Regelungen, 
insbesondere durch die 
Abschaffung der Steu-
erklassen 3 und 5, für 
die wir uns weiterhin ein-
setzen. 

61: Ehegattensplitting 
erhalten. Ehepartner, 
die unterschiedlich ver-
dienen, dürfen nicht be-
nachteiligt werden. Des-
halb halten wir am Ehe-
gattensplitting fest und 
wollen Kinder künftig 
stärker berücksichtigen. 

32: Familiensplitting 
einführen. Laut Art. 6 
GG stehen Ehe und Fa-
milie unter dem beson-
deren Schutz der staatli-
chen Ordnung. […] Als 
eine der wichtigsten 
Maßnahmen […] fordern 
wir eine Ausweitung des 
Ehegattensplittings auf 
das Familiensplitting. 
[…] die Summe der er-
zielten Einkünfte aller 
Familienmitglieder durch 
die Zahl der Familienmit-
glieder geteilt wird. 

K4: Das Ehegattensplit-
ting wollen wir durch eine 
Individualbesteuerung 
ersetzen, wobei das 
nicht ausgeschöpfte 
steuerliche Existenzmini-
mum zwischen Eheleu-
ten bzw. Lebens-
partner*innen übertrag-
bar sein soll. 

 



Bundestagswahl am 23.02.2025 

Vergleich der Wahlprogramme bzw. der Entwürfe der Wahlprogramme von SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, FDP, CDU/CSU, AfD, DIE LINKE, BSW* 
hinsichtlich ausgewählter gleichstellungspolitischer Handlungsfelder (Stand: 31.01.2025) 

 

6 

 
 

  

 

 

 

 

 

20: Wir setzen uns zu-
dem weiter für eine Auf-
wertung der sozialen 
Dienstleistungsberufe 
ein. 

51: Das bedeutet, den 
gleichen Lohn für glei-
che und gleichwertige 
Arbeit durchzusetzen. 
Dazu gehört, dass frau-
endominierte Berufe 
nicht schlechter be-
zahlt werden als män-
nerdominierte. 

   K10: Löhne in den So-
zial- und Erziehungs-
diensten müssen stei-
gen! Dafür muss die Re-
finanzierung der Tarifver-
träge insbesondere für 
den kommunalen wie 
den freigemeinnützigen 
Bereich gesichert wer-
den. 

K10: Geschlechterspezi-
fische Ungleichgewichte 
auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt sollen 
u.a. durch geschlechter-
sensible Bildung und die 
Aufwertung schlecht 
bezahlter Berufe mit 
hohem Frauenanteil 
überwunden werden. 

 

8: Wir müssen die Poten-
ziale der vielen Men-
schen in unserem Land 
heben, die bislang an 
den Rand gedrängt wur-
den: vor allem […] 
Frauen in unfreiwilliger 
Teilzeit und Mini-Jobs. 

11: Mini-Jobs sind vor-
gezeichnete Wege in die 
Altersarmut. Unser Ziel 
ist, alle Beschäftigungs-
verhältnisse in die sozi-
ale Sicherung einzube-
ziehen. Wir wollen Miss-
brauch bekämpfen und 
Beschäftigten den Weg 
aus Mini-Jobs in sozial 
gut abgesicherte Arbeit 
öffnen. 

11: Um die Vereinbar-
keit von Familie und 
Beruf zu erleichtern, 
wollen wir durch einen 
gesetzlichen Rahmen 
flexible Lösungen ermög-
lichen und zugleich pass-
genaue Regelungen für 
die Betriebe bieten, die 
sie nicht überfordern. 

32: Minijobs wollen wir 
schrittweise in sozialver-
sicherungspflichtige Be-
schäftigung überführen, 
mit Ausnahmen für Rent-
ner*innen, Schüler*innen 
und Studierende. 

    21: Wir wollen gesetzli-
che Grundlagen schaf-
fen, um Minijobs in sozi-
alversicherungspflich-
tige Beschäftigungs-
verhältnisse zu über-
führen. […] Diese Maß-
nahmen sollen auch dazu 
beitragen, die Einkom-
menslücke zwischen 
Männern und Frauen zu 
schließen. 
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41: Frauen sollen besser 
vor Altersarmut ge-
schützt werden. Wir stär-
ken die Anerkennung 
von Erziehungs- und 
Pflegezeiten in der 
Rente und schaffen eine 
faire Absicherung für alle 
Lebensphasen. Kosten-
günstige und transpa-
rente Altersvorsorge-
modelle bewirken, dass 
Frauen im Alter gut ver-
sorgt sind. 

43: Wir schaffen in der 
gesetzlichen Rentenver-
sicherung den Einstieg in 
eine notwendige ergän-
zende Kapitaldeckung – 
und zwar mittels Darle-
hen aus dem Bundes-
haushalt und der Über-
tragung von Eigenmitteln 
vom Bund. Hierfür führen 
wir einen öffentlich ver-
walteten Bürger*innen-
fonds ein […]. Mit den 
daraus resultierenden 
Erträgen werden wir ge-
ringe und mittlere Ren-
ten stärken, was insbe-
sondere Frauen und 
Menschen in Ost-
deutschland unterstützt. 

29: Zur Bekämpfung von 
Altersarmut bei Frauen 
möchten wir, dass Paare 
bei Erwerbsunterbre-
chungen aufgrund von 
Carearbeit standardisiert 
die Möglichkeit des Ren-
tenpunkte-Splittings 
wahrnehmen. 

  K4: Eine sichere und 
auskömmliche Rente ist 
auf […] eine hohe Frau-
enerwerbsquote […] 
angewiesen […]. 

K4: Die niedrigen Ren-
tenansprüche von Nied-
rig- und Geringverdie-
nenden, […] Erziehen-
den und Pflegenden wol-
len wir aufwerten. 

K4: Gegen Altersarmut 
hilft unsere „solidari-
sche Mindestrente“: für 
diejenigen, die wegen 
schlechter Jobs, erzwun-
gener Teilzeit […] keine 
auskömmliche Rente be-
kommen. 

33: Der sogenannte 
Gender Pay Gap findet 
seine Fortsetzung in ei-
ner vergleichsweise 
niedrigen Altersrente. 
Dass die Renten von 
Frauen so niedrig ausfal-
len, ist u. a. der Tatsa-
che geschuldet, dass sie  
die Sorgearbeit überwie-
gend allein leisten. 

22: Wir fordern eine Min-
destrente von 1500 Euro 
nach 40 Versicherungs-
jahren. 

Gewalthilfe 
und Gewalt-
schutz 

 

38: Wir setzen uns für 
eine vollständige Umset-
zung der Istanbul-Kon-
vention ein. 

38: Wir wollen einen An-
spruch auf Schutz und 
Beratung: Mit einem bun-
desweiten Rechtsan-
spruch stellen wir si-
cher, dass Betroffene je-
derzeit Zugang zu Schut-
zunterkünften wie Frau-
enhäusern und Bera-
tungsstellen erhalten. 

39: Wir wollen mehr Vor-
beugung gegen ge-
schlechtsspezifische und 
häusliche Gewalt. Mit 
dem Gewalthilfegesetz 
wollen wir diese Struktu-
ren weiter ausbauen und 
nachhaltig absichern.  

51: Um Betroffene bei 
Partnerschaftsgewalt, 
häuslicher und ge-
schlechtsspezifischer 
Gewalt besser zu schüt-
zen, sollen alle Betroffe-
nen und ihre Kinder ei-
nen Rechtsanspruch 
auf Schutz und Bera-
tung erhalten. Durch 
eine Bundesbeteiligung 
stellen wir gemeinsam 
mit den Ländern kosten-
freie Hilfen wie Frauen-
häuser, Beratungsstel-
len und Schutzwoh-
nungen flächende-
ckend sicher. 

51: Um Annäherungsver-
bote in Fällen von häusli-
cher Gewalt besser zu 
kontrollieren, kann der 

28: Zur Bekämpfung von 
häuslicher Gewalt ge-
gen Frauen möchten 
wir, dass Länder und 
Kommunen Frauen-
hausplätze bedarfsge-
recht ausfinanzieren 
und dass durch eine 
bundesweite Online-
Plattform verfügbare 
Frauenhausplätze in 
Echtzeit angezeigt wer-
den. 

37: Wir lassen die Opfer 
häuslicher Gewalt, ge-
rade Frauen und Kin-
der, nicht allein. Ihr 
Schutz hat für uns Priori-
tät. Wir entwickeln des-
halb ein Sicherheits-
konzept und stärken die 
Frauenhäuser. 

37: Die elektronische 
Fußfessel setzen wir ver-
stärkt ein, damit Gewalt-
täter gegen Frauen Ab-
stand zu ihren ehemali-
gen Partnerinnen halten. 

37: Wir verschärfen das 
Strafrecht, um vor allem 
Frauen, ältere Men-
schen, Kinder, Men-
schen mit Behinderun-

 K14: Die Istanbul-Kon-
vention muss endlich 
vollständig umgesetzt 
werden. Dafür muss die 
Koordinierungsstelle zur 
Umsetzung der Istanbul-
Konvention ihre Arbeit 
aufnehmen. 

K14: Frauenhäuser 
müssen bedarfsgerecht, 
einzelfallunabhängig und 
verlässlich finanziert wer-
den. Schutz und Bera-
tung müssen für alle 
Frauen und ihre Kinder 
überall in Deutschland 
kostenfrei, anonym, pau-
schal und barrierefrei zur 
Verfügung stehen. 

K14: Das Gewaltschutz-
gesetz und die Regelun-
gen zum Umgangs- und 

33: Wir setzen uns das 
Ziel, die Gewaltschutz- 
und Hilfesysteme aus-
zubauen und die Zahl an 
Schutzwohnungen und 
Frauenhausplätzen sig-
nifikant zu erhöhen. Die 
Finanzierung der Frau-
enhäuser muss durch 
den Bund langfristig ge-
sichert sein. 

33/34: Neben der Unter-
stützung und Beratung 
von gewaltbetroffenen 
Frauen sind Maßnahmen 
der Gewaltprävention 
ein weiteres wichtiges 
Handlungsfeld. […] Ent-
sprechend müssen die 
Information über und 
die Sensibilisierung 
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38: Mit einer Verschär-
fung des Gewaltschutz-
gesetzes wollen wir Be-
troffenen häuslicher Ge-
walt und anderer Nach-
stellungen besser schüt-
zen: Maßnahmen wie 
elektronische Fußfes-
seln, verpflichtende Anti-
Gewalt-Trainings für Tä-
ter und Aufenthaltsver-
bote […]. Hierfür passen 
wir die einschlägigen 
Rechtsgrundlagen an. 

Einsatz der elektroni-
schen Fußfessel ein 
sinnvolles Instrument 
sein. 

gen und andere beson-
ders gefährdete Grup-
pen besser zu schützen. 

Sorgerecht widerspre-
chen sich teilweise. Hier 
muss eine Klarstellung 
erfolgen, dass der 
Schutz vor Gewalt gegen 
Frauen und Kinder Vor-
rang hat vor der Rege-
lung des Umgangs. 

zum Gewaltschutz fes-
ter Bestandteil im Bil-
dungscurriculum sein – 
in Schulen und Hoch-
schulen. 

38: Wir wollen die straf-
rechtliche Position von 
Opfern von sexualisier-
ter Gewalt weiter stär-
ken. Jede ohne eindeuti-
ges Einverständnis vor-
genommene sexuelle 
Handlung muss unter 
Strafe gestellt werden. 
Wir verbessern die Straf-
verfolgung und unterstüt-
zen die Einrichtung von 
Schwerpunktstaatsan-
waltschaften durch die 
Länder. 

38: Wir stellen erhebliche 
sexuelle Belästigungen 
unter Strafe: Uner-
wünschte, erniedrigende 
Handlungen wie „Catca-
lling“ sollen künftig straf-
rechtlich verfolgt werden 
können. 

51: Opfer von Verge-
waltigungen brauchen 
flächendeckend qualifi-
zierte medizinische Not-
fallversorgung – inklusive 
anonymer Spurensiche-
rung und der „Pille da-
nach“. 

 37: Wir erhöhen die 
Höchststrafe für Stal-
king. Körperverletzun-
gen, insbesondere wenn 
sie mit einem Messer be-
gangen werden, und 
Gruppenvergewaltigun-
gen werden wir deutlich 
härter bestrafen. 

 K14: Wir fordern, dass 
das Prinzip „Nur Ja 
heißt Ja“ gesellschaft-
lich und gesetzlich ver-
ankert wird und dass ge-
zielt gegen Netzwerke 
sexualisierter Gewalt 
vorgegangen wird. 
Schutz vor ge-
schlechtsspezifischer 
Gewalt muss als Quer-
schnittsaufgabe ver-
standen werden […] in 
allen politischen Gestal-
tungsbereichen. 

K15: Für öffentliche und 
private Großveranstal-
tungen fordern wir, dass 
als Bestandteil von Si-
cherheitskonzepten auch 
Awareness-Konzepte 
zum Schutz vor sexua-
lisierter Gewalt zum 
Einsatz kommen müs-
sen. 
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K14: Das Gesetz über 
die Beseitigung von 
Gewalt und Belästi-
gung in der Arbeitswelt 
muss auch in der be-
trieblichen Praxis ankom-
men. Wir wollen deshalb 
u.a. das Arbeitsschutz-
gesetz um die Aspekte 
„Gewalt“ und „sexuelle 
Belästigung“ ergänzen. 

    59: Ausländerkriminali-
tät: Der weitere Anstieg 
des Anteils von Auslän-
dern an Gewalt-, Se-
xual- und Drogendelik-
ten wird immer deutlicher 
erkennbar. Zur wirksa-
men Bekämpfung sind 
über Maßnahmen der 
Strafverfolgung hinaus 
sämtliche ausländer-
rechtlichen Möglichkei-
ten auszuschöpfen und 
zu erweitern. 

63: Der Unterdrückung 
muslimischer Frauen 
stellt sich die AfD entge-
gen und fordert in allen 
Bereichen die Gleichbe-
rechtigung von Mann 
und Frau. 

 

 

 

 

 

 

 

 34: Nach dem neuen 
Selbstbestimmungsge-
setz […] Männer […] er-
halten damit potenziell 
Zugang zu Bereichen wie 
Frauensport, Frauenum-
kleiden und….  anderen 
frauenspezifischen 
(Schutz-) Räumen. Das 
stellt eine Gefährdung 
und Beeinträchtigung 
für Frauen und Mädchen 
dar. 



Bundestagswahl am 23.02.2025 

Vergleich der Wahlprogramme bzw. der Entwürfe der Wahlprogramme von SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, FDP, CDU/CSU, AfD, DIE LINKE, BSW* 
hinsichtlich ausgewählter gleichstellungspolitischer Handlungsfelder (Stand: 31.01.2025) 

 

10 

 
 

  

 

 

 

 

 

Übergrei-
fende Gleich-
stellungs-
strategien 
(inkl. Gender 
Budgeting) 

41: Gleichstellung wer-
den wir auch künftig – im 
Sinne des Gender 
Mainstreaming – zu ei-
nem Leitprinzip aller 
Ressorts der Regierung 
machen. […] Mit einer 
Folgenabschätzung aller 
Maßnahmen, Gesetze 
und des Bundeshaus-
halts erreichen wir mehr 
Gleichstellung. Die ress-
ortübergreifende Gleich-
stellungsstrategie des 
Bundes soll weiterentwi-
ckelt und auf eine ge-
setzliche Grundlage ge-
stellt werden. 

  56: Wir stehen zur ge-
schlechtergerechten 
Sprache. Den Gender-
Zwang aus ideologi-
schen Gründen aber leh-
nen wir ab, weil er Barri-
eren errichtet, Menschen 
ausgrenzt und bevor-
munden will. Wir setzen 
uns dafür ein, dass im 
öffentlichen Raum – an 
Schulen und Universitä-
ten, im Rundfunk und der 
Verwaltung – auf die 
Gendersprache ver-
zichtet wird. 

84: Ideologische Verren-
kungen wie die angeblich 
gendergerechte Spra-
che haben dagegen in 
Deutschland nichts verlo-
ren; ihr Gebrauch soll in 
öffentlichen Einrichtun-
gen und staatlichen Stel-
len zur Wahrung einer 
ideologiefreien Ver-
ständigung untersagt 
werden. 

 

K14: Die Bundesregie-
rung muss eine ressort-
übergreifende und 
langfristig angelegte 
Gleichstellungsstrate-
gie verabschieden. 

K14: Wir wollen alle 
neuen Gesetze auf ihre 
Auswirkung auf die Ge-
schlechtergerechtigkeit 
hin untersuchen. 

 

42: Wir wollen den 
Schutz vor Diskriminie-
rung im GG explizit auf 
sexuelle Orientierung 
und geschlechtliche 
Identität erweitern. Art. 
3 Abs. 3 GG werden wir 
daher [...] erweitern. 

52: Wir wollen den 
Schutz vor Diskriminie-
rung aufgrund der sexu-
ellen Identität in Artikel 
3 des Grundgesetzes 
verankern […]. 

24: Artikel 3 GG wollen 
wir um die sexuelle 
Identität ergänzen. 

  K14: Artikel 3 des 
Grundgesetzes muss 
um den Schutz der se-
xuellen Orientierung 
und der geschlechtli-
chen Identität erweitert 
werden. 

 

 51: Gerade weil rück-
wärtsgewandte Kräfte 
stärker werden, müssen 
wir das Erreichte sichern 
und weiter voranschrei-
ten. Unsere Priorität ist, 
das Leben für Frauen 
gerechter und besser 
zu machen. 

24: Für uns Freie Demo-
kraten ist die Gleichbe-
handlung aller Bürgerin-
nen und Bürger fester 
Bestandteil einer Demo-
kratie. Dabei stellen wir 
uns gegen jede Form 
von Diskriminierung. 

 71: Durch eine aktivie-
rende Familienpolitik 
strebt die AfD eine Ge-
burtensteigerung […] in 
Deutschland an, die […] 
unsere Kulturweiter-
gabe sicherstellt […]. 

74: Die zwei Ge-
schlechter sind eine bio-
logische Tatsache. 

75: Weiblichkeit und 
Männlichkeit […] sind et-
was Positives. Dadurch 
können sich Frauen und 
Männer hervorragend 
ergänzen. 

 33: Zentrales Anliegen 
des BSW ist es, von der 
gesetzlichen Gleichbe-
rechtigung zur wirkli-
chen Gleichstellung zu 
gelangen. 

34: Frauenrechte dürfen 
nicht auf dem Altar der 
politischen Korrektheit 
geopfert werden. Das 
neue Selbstbestim-
mungsgesetz […] höhlt 
die Schutzrechte für 
Frauen aus. 




